
Abschnitt 3: Finanzverfassung 

Artikel 81 – Grundsätze 

( 1 ) 1 Das Vermögen der kirchlichen Körperschaften und ihrer Einrichtungen dient 

allein der Erfüllung kirchlicher Aufgaben. 2 Es ist wirtschaftlich, sparsam, ethisch-

nachhaltig, transparent und in gesamtkirchlicher Verantwortung zu verwalten.  

( 2 ) Zweckgebundenes Vermögen ist entsprechend zu verwenden. 

 

Artikel 82 – Einnahmen 

( 1 ) Die kirchlichen Aufgaben werden durch freiwillige Gaben, Kirchensteuern und 

sonstige Abgaben, Erträge aus Vermögen, Staatsleistungen und sonstige Erträge 

finanziert.  

( 2 ) Die Landeskirche, die Kirchenkreise und die Kirchengemeinden haben das 

Recht, von ihren Mitgliedern Kirchensteuern und sonstige Abgaben zu erheben.  

( 3 ) Die Landeskirche und die Kirchenkreise können Umlagen erheben.  

 

Artikel 83 – Finanzausgleich 

( 1 ) Durch Kirchengesetz kann bestimmt werden, dass das Recht der 

Landeskirche, der Kirchenkreise oder der Kirchengemeinden zur Erhebung von 

Kirchensteuern, Umlagen oder sonstigen Abgaben ganz oder teilweise ruht.  

( 2 ) Zwischen der Landeskirche, den Kirchenkreisen und den Kirchengemeinden 

findet ein Finanzausgleich statt, der im Rahmen der zur Verfügung stehenden 

Mittel eine solidarische, proportionale und dem gemeinsamen Auftrag der 

kirchlichen Körperschaften entsprechende Verteilung der kirchlichen Einnahmen 

sicherstellt.  

 

Artikel 84 – Haushaltsführung 

( 1 ) 1 Grundlage für die Haushaltsführung ist der für jedes Haushaltsjahr 

aufzustellende Haushaltsplan einschließlich eines Stellenplanes. 2 Der 

Haushaltsplan ist insgesamt auszugleichen; Kreditaufnahmen dürfen nur im 

Ausnahmefall vorgesehen werden.  

( 2 ) Die Haushaltspläne der kirchlichen Körperschaften sind offenzulegen.  

( 3 ) 1 Durch den Haushaltsplan wird die haushaltsführende Stelle ermächtigt, die 

darin vorgesehenen Einnahmen zu heben und Ausgaben zu leisten. 2 Ist zum 

Schluss eines Haushaltsjahres der Haushaltsplan für das folgende Haushaltsjahr 

noch nicht festgestellt, so ist bis zu seinem Inkrafttreten die haushaltsführende 

Stelle ermächtigt, alle Ausgaben zu leisten, die erforderlich sind, um die 

notwendigen Aufgaben und die rechtlichen Verpflichtungen zu erfüllen.  



( 4 ) Der Beschluss über die Erhebung von Kirchensteuern, Umlagen oder sonstigen 

Abgaben bleibt solange in Kraft, bis die Landessynode einen neuen Beschluss 

gefasst hat.  

 

Artikel 85 – Rechnungslegung und Rechnungsprüfung 

( 1 ) Nach Ablauf jedes Haushaltszeitraumes haben die kirchlichen Körperschaften 

einen Jahresabschluss aufzustellen.  

( 2 ) 1 Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der kirchlichen Körperschaften 

unterliegt einer Rechnungsprüfung. 2 Die Rechnungsprüfung ist allein dem Gesetz 

unterworfen und unabhängig gegenüber den zu prüfenden Körperschaften.  

 

Artikel 86 – Gesetzliche Regelungen 

Das Nähere über die Einnahmen, den Finanzausgleich, die Haushaltsführung sowie 

die Rechnungslegung und Rechnungsprüfung wird durch Kirchengesetz geregelt. 

 


